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Richtlinie zur VwV-LGVFG über die Förderung von automatischen Fahrgastzähl-

systemen (RL AFZS)  

 
1. Anwendungsbereich 

 
Diese Richtlinie beschreibt und regelt die für eine Förderung in Betracht kom-

menden planerischen und technischen Maßnahmen der automatischen Fahr-

gastzählung im ÖPNV (Maßnahmen zur Verbesserung und Erleichterung der 

Nutzung des ÖPNV nach § 2 Nr. 9 LGVFG). Sie nennt die Voraussetzungen 

der Förderung, beschreibt Ausnahmetatbestände für AFZS und gibt Hinweise 

zur Ermittlung der zuwendungsfähigen Investitionskosten.  

 
2. Rechtsgrundlagen 

 
Grundlagen für die Gewährung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind  

 

- das LGVFG vom 20. Dezember 2010 (GBl. S. 1062), das zuletzt durch 

Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (GBl. S. 649, 651) ge-

ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,  

- die VwV-LGVFG vom 4. September 2020 (GABl. S. 662), in der jeweils 

geltenden Fassung,  

- die Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO) in der Fas-

sung vom 19. Oktober 1971 (GBl. S. 428), die zuletzt durch Gesetz vom 

07. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43) geändert worden ist, in der jeweils gel-

tenden Fassung, sowie die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Mi-

nisteriums für Finanzen zur Landeshaushaltsordnung für Baden-Würt-

temberg (VV-LHO), in der Fassung vom 08. Juli 2022 (GABl. S. 506 ff.), 

in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere §§ 23 und 44 LHO, sowie 

die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-

derung (ANBest-P) und die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-

wendungen zur Projektförderung an kommunale Körperschaften (AN-

Best-K),  

- das Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-Württemberg (LVwVfG) in 

der Fassung vom 12. April 2005 (GBl. S. 350), das zuletzt durch Gesetz 

vom 04. Februar 2021 (GBl. S. 181) geändert worden ist, in der jeweils 

geltenden Fassung, insbesondere die §§ 43, 48, 49 und 49a LVwVfG, 
 

- die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und 
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des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrs-

dienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 

(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 

3.12.2007, S. 1), die zuletzt durch Verordnung (EU) 2016/2338 (ABl. L 

354 vom 23.12.2016, S. 22) geändert worden ist, in der jeweils gelten-

den Fassung (VO (EG) Nr. 1370/2007),  

- die Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 

2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (De-

minimis-VO), in der jeweils geltenden Fassung, 

- die Verordnung (EU) Nr. 2023/2832 der Kommission vom 13. Dezember 

2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an 

Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 

Interesse erbringen, in der jeweils geltenden Fassung. 

Die Förderung erfolgt im Rahmen der verfügbaren Ausgabe- und Verpflichtungs-

ermächtigungen gemäß dem Staatshaushaltsgesetz. Ein Rechtsanspruch auf die 

Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. 

Aus gewährten Zuwendungen kann nicht auf eine künftige Förderung geschlos-

sen werden.  

 

3. Zuwendungsfähige Maßnahmen 
 

Gefördert werden planerische und technische Investitionsmaßnahmen zur au-

tomatischen Fahrgastzählung des ÖPNV, wenn sie die Planung und Angebots-

gestaltung erleichtern und den Betriebsablauf von öffentlichen Personennah-

verkehrssystemen in Bezug auf Qualität (Platzkapazität, Pünktlichkeit Fahr-

plantreue), Schnelligkeit, Zuverlässigkeit, Erreichbarkeit und Störungsbewälti-

gung sowie die Wirtschaftlichkeit dauerhaft verbessern. Diese Maßnahmen be-

rücksichtigen betriebswirtschaftliche Belange (z.B. Effizienz des Fahrplanan-

gebots, Verbesserung des Fahrzeugeinsatzes, Optimierung von Beschleuni-

gungsmaßnahmen). Sie sind ein Kernelement der ÖPNV-Ausbaustrategie und 

ÖPNV-Finanzierung. Die Nachfragedaten sind von zentraler Bedeutung für die 

ÖPNV-Bedarfsplanung und sind damit integraler Bestandteil der Ausübung der 

Aufgabenträgerschaft. Sie werden zukünftig auch für die Berechnung der 

ÖPNV-Ausgleichsleistungen nach § 15 ÖPNVG unabdingbar sein.  
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Solche Maßnahmen sind Einrichtungen und Nachrüstungen zur automatischen 

Erfassung, Zusammenführung, Prüfung, Auswertung, Übertragung und Über-

wachung von Fahrgastzahlen im Linienbetrieb. Die Maßnahmen sind im Anfor-

derungskatalog Automatische Fahrgastzählung (Anlage 1) im Detail beschrie-

ben, dessen jeweils zum Zeitpunkt der Antragstellung gültige Fassung maßge-

bend ist.  

 

Nachfolgend wird ein Überblick über wesentliche Komponenten gegeben: 

 

3.1. Fahrzeugausrüstungen (ausschließlich für Bus- und Schienenfahrzeuge im Li-

nienverkehr) 

- Zählgeräte einschließlich Einbau, Justierung und Zertifizierung 

- Geräte und Software zur Datenaufzeichnung und -übertragung sowie Soft-

ware zur Geräteverwaltung und Fernwartung 

 

3.2. Zentrale Einrichtungen (Hard- und Software, einschließlich Kommunikations-

einrichtungen und Systemschnittstellen) 

- Regionales Hintergrundsystem zur Zusammenführung, Prüfung und Verar-

beitung der Daten und zum Monitoren der Erhebungen einschließlich des-

sen Einrichtung und Zertifizierung 

- Schnittstellen zur Übernahme von Zähl- und Fahrplandaten und zur Über-

gabe von Ergebnissen 

- Schnittstellen zur Übergabe von Zähldaten aus vorhandenen lokalen Hin-

tergrundsystemen in das regionale Hintergrundsystem 

- Auswertungen und Hochrechnungen der gewonnenen Daten 

 

3.3. Vorbereitende Arbeiten 

- Lastenhefterstellung AFZS (Hard- und Software), Vorbereitung und Durch-

führung der Ausschreibung und Vergabe 

- Aufbau eines Qualitätsmanagements 

 

Der Anforderungskatalog Automatische Fahrgastzählung (Anlage 1) ist in der 

bei Antragstellung jeweils gültigen Fassung für die Gewährung von Fördermit-

teln bindend. 

 

4. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 
Die Zuwendung wird als einmaliger Zuschuss, zweckgebunden und im Rah-

men der Projektförderung mittels Anteilsfinanzierung als pauschalierte Höchst-
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betragsförderung gewährt. Zuwendungsfähige Investitionskosten für Maßnah-

men oder Teile einer Maßnahme sind dieser Richtlinie zu entnehmen.  

Die nach dieser Richtlinie geförderten Vorhaben werden im Interesse des Lan-

des nach § 4 Abs. 1 S. 2 LGVFG durchgeführt. Entsprechend beträgt die Zu-

wendung bis zu 75 v.H. der zuwendungsfähigen Investitionskosten.  

Die Zuwendungen berücksichtigen alle im Anforderungskatalog Automatische 

Fahrgastzählung (Anlage 1) festgelegten Komponenten aus Hardware, Soft-

ware und zugehörigen Dienstleistungen. 

Planungskosten sind grundsätzlich zuwendungsfähig. Die Methodik zur Be-

rechnung der zuwendungsfähigen Planungskosten richtet sich nach den Vor-

gaben der VwV-LGVFG. 

 

Die zuwendungsfähigen Investitionskosten für folgende Einrichtungen wer-

den anhand von pauschalierten Höchstbeträgen (Nettobeträge) wie folgt fest-

gelegt: 

 

4.1. Fahrzeugausstattung (Bus) 

 

- Pauschalierter Höchstbetrag je Fahrzeug  1.000,- € 

- zzgl. pauschalierter Höchstbetrag je Tür1  2.650,- € 

- Zertifizierung pauschalierte Höchstbetrag je Typkategorie2 10.000,- € 

 

Da bei Straßenbahnen, Stadtbahnen und Eisenbahnen erhöhte gesetzliche 

Anforderungen an die eingesetzte Technik bestehen, werden die pauschalier-

ten Höchstbeträge um den Faktor 1,2 (BOStrab) und 1,5 (EBO) angehoben. 

 

4.2. Zentrale Einrichtungen (pauschalierte Höchstbeträge) 

- Regionales Hintergrundsystem einschl. Hochrechnung  312.500,- € 

- Zertifizierung Regionales Hintergrundsystem 

lt. Anforderungskatalog Automatische Fahrgastzählung  50.000,- € 

- Export-Schnittstelle aus vorhandenen lokalen Hintergrundsystemen 

  20.000,- € 

 

4.3. Vorbereitende Arbeiten 

 

                                                
1 Der Pauschbetrag bezieht sich auf die Tür als Ganzes, nicht den einzelnen Türflügel 
2 siehe Anforderungskatalog Automatische Fahrgastzählung, Kapitel Nachweis der Zähldatengenauigkeit 
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Die unter Ziffer 3.3 genannten vorbereitenden Arbeiten zählen als Planungs-

kosten. 

Sofern keine Vorsteuerabzugsberechtigung gem. § 15 UStG besteht, erhöht 

sich die Zuwendung um die gesetzlich festgesetzten Umsatzsteuerbeträge. 

 

5. Zuwendungsvoraussetzungen 

 
5.1. Abgrenzung Verkehre und Fahrzeuge 

 
Zuwendungen werden nur unter den Voraussetzungen des § 3 LGVFG und 

der VwV-LGVFG gewährt, sofern in dieser Richtlinie nicht etwas von der VwV-

LGVFG Abweichendes geregelt ist. 

 

Gefördert werden ausschließlich Vorhaben in Baden-Württemberg.  

Gefördert werden Verkehre in Aufgabenträgerschaft der Stadt- und Landkreise 

nach § 6 Absatz 1 Satz 1 ÖPNVG sowie des Verbands Region Stuttgart nach 

§ 3 Absatz 3 Nummer 4, § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c und 

Nummer 3 GVRS. 

Sofern eine Verpflichtung zur Ausstattung mit automatischen Fahrgastzählsys-

temen aus anderen Förderprogrammen des Landes besteht, sind diese Vorha-

ben von einer Förderung nach dieser Richtlinie ausgeschlossen.  

 

Eine Förderung der Ausrüstung von Fahrzeugen ist nur bei Fahrzeugen mög-

lich, die auf Basis der Fahrplankilometer überwiegend, das heißt zu mindes-

tens 60 % in Baden-Württemberg eingesetzt werden. Bei Einreichung des För-

derantrags ist dieser überwiegende Fahrzeugeinsatz in Baden-Württemberg 

anzugeben.  

Bei diesen Angaben handelt es sich um subventionserhebliche Tatsachen (§ 

264 Strafgesetzbuch - StGB). Der Antragsteller hat auf Anforderung während 

der Zweckbindungsdauer zur Nachweisführung geeignete Unterlagen vorzu-

halten. 

 

5.2. Konzeptionelle und technische Voraussetzungen 
 
5.2.1. Zuwendungen zu Maßnahmen der automatischen Fahrgastzählung beim 

ÖPNV setzen voraus, dass die im Anforderungskatalog Automatische Fahr-

gastzählung (Anlage 1) definierten Vorgaben eingehalten werden. Maßgeblich 

ist der Anforderungskatalog Automatische Fahrgastzählung in der zum Zeit-

punkt der Antragstellung jeweils gültigen Fassung. 
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5.2.2. Die zur Förderung vorgesehenen Hintergrundsysteme und Zählanlagen ein-

schließlich Schnittstellen und zugehörigen Dienstleistungen, insb. Zertifizie-

rung, müssen einem Gesamtkonzept folgen. 

 

Je AFZS-Cluster ist ein Gesamtkonzept unter Mitwirkungen der involvierten Auf-

gabenträger, Verkehrsverbünde und Verkehrsunternehmen zu erstellen und 

dem Antrag beizufügen. 

Das Gesamtkonzept enthält mindestens folgende Gliederungspunkte: räum-

lich: Auflistung der Stadt- und Landkreise sowie Linien und Linienbündel. Das 

Gesamtkonzept muss alle Linien eines oder mehrerer Aufgabenträger umfas-

sen. 

zeitlich: Angabe der Zeitpunkte, zu denen für die obigen Stadt- und Landkreise 

sowie Linien- und Linienbündel die Maßnahmen umgesetzt werden sollen. 

fachlich: Es ist nachvollziehbar darzulegen, wie die Daten gepflegt werden, 

welche etwaigen Vorsysteme eingebunden werden und wie die Zuständigkei-

ten zur Datenpflege und Qualitätssicherung geregelt werden. 

 

Die Bewilligungsstelle prüft das Konzept und behält sich vor, die Einhaltung 

der Vorgaben im laufenden Betrieb zu überprüfen. Der Antragsteller verpflich-

tet sich zur Mitwirkung. Bei Förderung eines AFZS-Hintergrundsystems legt 

der Antragsteller ohne Aufforderung und mit ausreichendem zeitlichen Vorlauf 

der Bewilligungsstelle die Ausschreibungsunterlagen zum Abgleich mit den 

Förderanforderungen, insbesondere dem Anforderungskatalog Automatische 

Fahrgastzählung (Anlage 1), vor. 

 

Eine gleichzeitige Umstellung auf AFZS im gesamten Raum ist nicht zwin-

gend. Das Gesamtkonzept beschreibt den Zielzustand. Es kann sukzessive in 

mehreren Schritten umgesetzt werden.  

 

5.2.3. Ein regionales Hintergrundsystem umfasst mindestens vier Aufgabenträger. 

Es werden maximal vier regionale Hintergrundsysteme gefördert. Werden im 

Rahmen der LGVFG-Programmanmeldung mehr als vier regionale Hinter-

grundsysteme angemeldet, behält sich das Ministerium für Verkehr vor, nur 

die vier regionalen Hintergrundsysteme in das Programm aufzunehmen, die 

den größten Beitrag zum flächendeckenden Einsatz mit automatischen Fahr-

gastzählsystemen in Baden-Württemberg leisten.  

 

5.2.4. Eine Ausstattung mit Zähltechnik von bis zu 35% der in einem Linienbündel 
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eingesetzten Fahrzeuge ist ohne Begründung förderfähig. Sind die Linien 

noch nicht gebündelt, sind die geplanten Linienbündel heranzuziehen. Liegen 

auch diese nicht vor, beziehen sich die 35% auf die Gesamtzahl der im Auf-

gabenträgergebiet eingesetzten Fahrzeuge je Betriebsstandort. Eine Mehr-

fachberücksichtigung der Zählfahrzeuge bei mehreren Linienbündeln oder bei 

den genannten nachrangigen Alternativen ist bei der Ermittlung des 35%igen 

Ausstattungsgrades nicht zulässig. Zählanlagen, die vor Inkrafttreten der 

Richtlinie AFZS beschafft wurden, werden im Hinblick auf den Gesamtbe-

stand mitgezählt, aber bei der Ermittlung des förderfähigen Ausstattungsgra-

des nicht berücksichtigt, sodass auch bei bereits vorhandener Zähltechnik ein 

Ausstattungsgrad von 35% - oder bei entsprechender Begründung auch hö-

her (vgl. Anlage 2) - förderfähig ist.  

Eine Förderung von höheren Ausstattungsgraden pro Linienbündel oder den 

genannten nachrangigen Alternativen ist zulässig, sofern der Mehrbedarf zur 

Erfüllung der Vorgaben des Anforderungskatalogs Automatische Fahrgast-

zählung (Anlage 1) plausibel begründet wird. Die Ermittlung des förderfähigen 

Ausstattungsgrades und der Nachweisführung richten sich nach der „Anwen-

dungshilfe zur Ermittlung des förderfähigen Ausstattungsgrades mit Zähltech-

nik im Rahmen der LGVG-Förderung des Landes Baden-Württemberg“ (An-

lage 2). Maßgeblich für die Ermittlung des förderfähigen Ausstattungsgrades 

ist der Zeitpunkt der Antragstellung  

 

Nachträgliche Änderung des Fahrzeugbestandes: 

Um einer Änderung des auf Basis der Anlage 2 zugrunde zulegenden Fahr-

zeugbestandes, die zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht bekannt ist, 

Rechnung zu tragen, kann die Ausstattung von zusätzlichen Zählfahrzeugen 

beantragt werden.  

Die zusätzliche Ausstattung ist auf 20 Prozent der nach der Anlage 2 als för-

derfähig ermittelte Zählfahrzeuganzahl begrenzt. Es wird auf ganze Zählfahr-

zeuge aufgerundet.  

Die Förderung dieser zusätzlichen Zählfahrzeuge ist weiterhin begrenzt auf 

den zum Zeitpunkt des Ablaufs des Bewilligungszeitraums nach Anlage 2 er-

mittelten Gesamtausstattungsrad. 

 

Die in Fahrzeugen verbaute Zähltechnik muss über die im Anforderungskata-

log Automatische Fahrgastzählung (Anlage 1) formulierten Anforderungen hin-

aus grundsätzlich geeignet sein, die erfassten Fahrgastzahlen in Echtzeit an 

eine zentrale Gegenstelle zu liefern. Vorgaben für eine Lieferung der Fahrgast-

zahlen in Echtzeit werden durch diese Richtlinie nicht getroffen. 
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5.2.5. Förderfähiger Vorhabenumfang 

 

Die Förderung kann sowohl für sämtliche Maßnahmen (AFZS-Gesamtvorha-

ben) als auch für einen Teil der Maßnahmen (AFZS-Teilvorhaben) des Anfor-

derungskatalogs Automatische Fahrgastzählung (Anlage 1) erfolgen. Art und 

Umfang der förderfähigen Maßnahmen werden durch den Anforderungskata-

log Automatische Fahrgastzählung begrenzt. Maßnahmen, die über den erfor-

derlichen Umfang hinausgehen, sind nicht förderfähig. Erbrachte Vorleistungen 

(z.B. vorhandene Zählanlagen oder Komponenten des Hintergrundsystems) 

sind nachträglich nicht förderfähig, wohl aber notwendige Erweiterungen an 

vorhandenen Systemen. 

 

Investitionen für AFZS-Gesamtvorhaben nach LGVFG 

- Erstbeschaffung von Zählsystemen (Hard- und Software) mit Sensorik, Auf-

zeichnungs- und Übertragungstechnik nach dem Anforderungskatalog Au-

tomatische Fahrgastzählung 

- Regionale Hintergrundsysteme sind förderfähig, lokale Hintergrundsysteme 

sind nicht förderfähig. Schnittstellen zur Übergabe von Zähldaten aus vor-

handenen lokalen Systemen an regionale Hintergrundsysteme sind förder-

fähig. 

- Notwendige Dienstleistungen: Einbau, Inbetriebnahme, Zertifizierung sind 

förderfähig. 

 

Investitionen für AFZS-Teilvorhaben nach LGVFG 

- Teilpakete eines vorliegenden Gesamtkonzeptes, z.B. Erstausrüstung von 

Fahrzeugen sowie Nachrüstung weiterer Fahrzeuge mit Zählsystemen, 

sind förderfähig. 

- Notwendige Dienstleistungen: Einbau, Inbetriebnahme, Zertifizierung 

neuer sowie bereits bestehender Systeme sind förderfähig. 

 

 

5.2.6. Die gewonnenen Nachfragedaten und Nebeninformationen zur Überprüfung 

der Vorgabeneinhaltung gem. Kapitel 5.4.1. des Anforderungskatalogs Auto-

matische Fahrgastzählung (Anlage 1) müssen dem Land kostenlos zur Verfü-

gung gestellt werden. Die Vorschriften des Bundes- und des Landesdaten-

schutzgesetzes sowie ggf. getroffene Datennutzungsvereinbarungen mit dem 

Land sind einzuhalten. 
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5.2.7. AFZS-Maßnahmen sind an die Bedürfnisse des Verkehrsgebiets und das Ver-

kehrsangebot (Linien, Fahrplan, Fahrzeugeinsatz) und die Einflussgrößen des 

erforderlichen Ausstattungsgrades unter Berücksichtigung der absehbaren 

Verkehrsentwicklung angemessen anzupassen und im Gesamtkonzept darzu-

stellen. 

 
 

5.2.8. Das erarbeitete Gesamtkonzept muss mit der Bewilligungsstelle abgestimmt 

sein. 

 
5.2.9. Bagatellgrenze 

Für die gem. VwV-LGVFG geltenden Bagatellgrenzen werden für AFZS fol-

gende Abweichungen getroffen:  

- Es gilt eine Bagatellgrenze von 20.000,- €  

- Sofern zwischen den räumlich und / oder zeitlich getrennten Abschnitten ei-

nes Vorhabens ein fachlicher Zusammenhang eines Vorhabenbündels be-

steht, so finden die Regelungen zu den Bagatellgrenzen nicht auf die einzelnen 

Abschnitte, sondern auf das gesamte Vorhabenbündel Anwendung. 

 
5.3. Beihilferechtliche Einordnung 

 

Eine Förderung für Fahrzeugausrüstungen (Ziff. 3.1) und vorbereitende Arbei-

ten für diese (Ziff. 3.3) wird nur dann bewilligt, wenn die Förderung unter eine 

der nachfolgenden Kategorien Ziff. 5.3.1 bis Ziff. 5.3.6. eingeordnet werden 

kann und deshalb beihilferechtlich zulässig ist. Eine Förderung für zentrale Ein-

richtungen (Ziff. 3.2) und vorbereitende Arbeiten für diese (Ziff. 3.3.) wird nur 

unter den Voraussetzungen der Ziff. 5.3.7. bewilligt. 

 

Ein Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines frühe-

ren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von 

demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 

Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, darf keine Förderung nach dieser Richt-

linie beantragen. 

 

5.3.1. Bestehen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach VO (EG) Nr. 

1370/2007 
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Die Förderung ist gem. Art. 9 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 beihilferechtskon-

form möglich, wenn der Begünstigte auf der Grundlage eines öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der VO (EG) Nr. 1370/2007 oder einer 

Vorgängerregelung mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 

betraut ist und das geförderte Vorhaben zur Erfüllung der betrauten gemein-

wirtschaftlichen Verpflichtungen dient; die Förderung wird im Rahmen der Ab-

rechnung aufgrund des öffentlichen Dienstleistungsauftrags entsprechend be-

rücksichtigt. Als öffentlicher Dienstleistungsauftrag gilt dabei auch eine sog. 

Altbetrauung, die nach Maßgabe einer Vorgängerregelung zur VO (EG) Nr. 

1370/2007 erteilt worden ist. Das Vorliegen eines entsprechenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags ist vom jeweiligen Aufgabenträger mit den dafür bereit-

gestellten Vordrucken nachzuweisen (Anlage 3). Dabei hat der Aufgabenträger 

auch zu bestätigen, dass die Förderung im Rahmen der Abrechnung aufgrund 

des öffentlichen Dienstleistungsauftrags entsprechend berücksichtigt wurde o-

der wird und eine Überkompensation ausgeschlossen ist (Anlage 3).  

 

Das geförderte Vorhaben muss zu mindestens 80 Prozent für Zwecke des öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrags genutzt werden. Das Verkehrsunternehmen 

kann im Falle der Nutzung außerhalb der Zwecke des öffentlichen Dienstleis-

tungsauftrags diese Mindestnutzung über die angebotenen Fahrplankilometer 

im Rahmen des öffentlichen Dienstleistungsauftrags nachweisen, sofern diese 

angebotenen Fahrplankilometer auch der tatsächlichen Nutzung entsprechen. 

Andernfalls muss das Verkehrsunternehmen im Falle der Nutzung außerhalb 

der Zwecke des öffentlichen Dienstleistungsauftrags eine Trennungsrechnung 

für die nicht dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag zuzuordnende Nutzung 

durchführen. Im Falle der Nutzung des Vorhabens zu weniger als 100% für 

Zwecke des öffentlichen Dienstleistungsauftrags muss sichergestellt sein und 

gegenüber der Bewilligungsstelle nachgewiesen werden, dass bei Dritten kein 

wirtschaftlicher Vorteil aus der Förderung verbleibt. Das Verkehrsunternehmen 

ist verpflichtet, der Bewilligungsstelle anzuzeigen, wenn das geförderte Vorha-

ben nicht mehr zu mindestens 80 Prozent für Zwecke des öffentlichen Dienst-

leistungsauftrags genutzt wird. Sofern der öffentliche Dienstleistungsauftrag 

endet, bevor das geförderte Vorhaben vollständig abgeschrieben ist, wird ge-

währleistet, dass kein beihilferelevanter Vorteil beim Verkehrsunternehmen 
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verbleibt (z.B. durch Vereinbarung oder Anwendung einer Endschaftsrege-

lung). Auch dies hat der Aufgabenträger mit dem dafür bereit gestellten Vor-

druck zu bestätigen (Anlage 3). Grundlage der Förderung können auch meh-

rere öffentliche Dienstleistungsaufträge sein. 

 

5.3.2. De-minimis-Förderung 

 

Eine Förderung kann unter Berücksichtigung der VO (EU) Nr. 2023/2831 ge-

währt werden, wenn die Summe der Zuwendungen für den Begünstigten nach 

Maßgabe dieser Verordnung in einem Zeitraum von drei Jahren einen Betrag 

in Höhe von insgesamt 300.000 Euro nicht übersteigt (De-minimis-Beihilfe). 

Eine entsprechende Erklärung ist vom Begünstigten abzugeben (Anlage 4). Bei 

De-minimis-Beihilfen sind Informations- und Dokumentationspflichten vom Be-

günstigten zu beachten; diese werden mit dem Antragsformular und Bewilli-

gungsbescheiden mitgeteilt. 

 

Das Bruttosubventionsäquivalent der Förderung wird im Voraus genau berech-

net, ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist. Im Falle eines Zuschus-

ses ergibt sich das Bruttosubventionsäquivalent aus der Zuschusshöhe; im 

Falle der Nutzungsüberlassung ist das Bruttosubventionsäquivalent im Voraus 

genau zu berechnen, ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist. 

 

5.3.3. DAWI-de-minimis-Förderung 

 

Alternativ kann eine Förderung unter Berücksichtigung der VO (EU) Nr. 

2023/2832 gewährt werden, wenn der Begünstigte mit der Erbringung von 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse schriftlich betraut 

ist und der Fördergegenstand vom Begünstigten für die Erbringung dieser 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingesetzt wird 

und wenn die Summe der Zuwendungen für den Begünstigten nach Maßgabe 

dieser Verordnung in einem Zeitraum von drei  Jahren einen Betrag in Höhe 

von insgesamt 750.000 Euro nicht übersteigt (DAWI-de-minimis-Beihilfe). Eine 

entsprechende Erklärung ist vom Begünstigten abzugeben (Anlage 5). Bei De-
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minimis-Beihilfen sind Informations- und Dokumentationspflichten vom Begüns-

tigten zu beachten; diese werden mit dem Antragsformular und Bewilligungsbe-

scheiden mitgeteilt.  

 

Das Bruttosubventionsäquivalent der Förderung wird im Voraus genau berech-

net werden, ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist. Im Falle eines Zu-

schusses ergibt sich das Bruttosubventionsäquivalent aus der Zuschusshöhe; 

im Falle der Nutzungsüberlassung ist das Bruttosubventionsäquivalent im Vo-

raus genau zu berechnen, ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist. 

 

Ausgeschlossen von der Förderung sind Unternehmen in Schwierigkeiten im 

Sinne von Artikel 2 Ziffer 18 AGVO. 

 

5.3.4. Förderung eines Aufgabenträgers, eines kommunalen Zweckverbandes oder 

eines Aufgabenträgerverbundes 

  

Die Förderung eines Aufgabenträgers, des Verbands Region Stuttgart nach 

Maßgabe des § 3 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 3 Nummer 4 in Verbindung 

mit § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 3 GVRS, eines 

kommunalen Zweckverbandes oder eines Aufgabenträgerverbundes ist mög-

lich, wenn das geförderte Vorhaben (Fahrzeugausrüstungen) von dem Aufga-

benträger, dem kommunalen Zweckverband oder dem Aufgabenträgerverbund 

im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten diskriminierungsfrei allen potenziel-

len Nutzern zur Verfügung gestellt wird. Bei kommunalen Zweckverbänden ist 

Voraussetzung, dass sich dieser ausschließlich aus öffentlich-rechtlichen Mit-

gliedern i. S. d § 2 Abs. 2 S. 1 GKZ BW oder staatlichen Ebenen zusammen-

setzt. Bei Aufgabenträgerverbünden ist Voraussetzung, dass sich dieser aus-

schließlich aus Gesellschaftern der öffentlichen Hand (Kommunen mit Aufga-

benträgerfunktion, Landkreise, Länder) zusammensetzt.  

 

Der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband oder der Aufgabenträger-

verbund erfüllt mit der Bereitstellung des geförderten Vorhabens eine öffentli-

che Aufgabe; die Förderung dient ausschließlich der Erfüllung dieser öffentli-

chen Aufgabe. Dem Aufgabenträger, dem kommunalen Zweckverband oder 

dem Aufgabenträgerverbund darf durch das geförderte Vorhaben kein wirt-

schaftlicher Vorteil entstehen oder verbleiben. 
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Der Aufgabenträger oder kommunale Zweckverband darf den Nutzern das ge-

förderte Vorhaben nur zur Verfügung stellen, wenn diese Förderung zu Guns-

ten der Nutzer ihrerseits in eine der Kategorien unter Ziff. 5.3.1, 5.3.2 oder 5.3.3 

eingeordnet werden kann und daher beihilferechtlich zulässig ist.  

Der Aufgabenträgerverbund darf den Nutzern das geförderte Vorhaben nur zur 

Verfügung stellen, wenn diese Förderung zu Gunsten der Nutzer ihrerseits in 

eine die Kategorie unter Ziff. 5.3.1 eingeordnet werden kann und daher beihil-

ferechtlich zulässig ist. 

Dasselbe gilt, wenn Aufgabenträger, kommunaler Zweckverband oder Aufga-

benträgerverbund für die Fahrzeugausrüstung einen (privaten) Betreiber ein-

setzen; in diesem Fall ist die beihilferechtliche Zulässigkeit nach vorgenannten 

Maßstäben ebenfalls sicherzustellen. 

 

An diese Vorgaben ist der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband o-

der der Aufgabenträgerverbund bis zum Ende des Abschreibungszeitraums 

gebunden; der Abschreibungszeitraum entspricht dem der Zweckbindung.  

 

Der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband oder der Aufgabenträger-

verbund hat sich zur Einhaltung dieser Vorgaben gegenüber der Bewilligungs-

stelle zu verpflichten. Bei Nichteinhaltung dieser Vorgabe oder einer vorzeiti-

gen Veräußerung ist die Beihilfe zurückzufordern. Es ist in diesen Fällen si-

cherzustellen, dass dem Aufgabenträger, dem kommunalen Zweckverband o-

der dem Aufgabenträgerverbund kein wirtschaftlicher Vorteil verbleibt.  

 

Der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband oder der Aufgabenträger-

verbund hat die Erfüllung der oben dargelegten Voraussetzungen mit den dafür 

bereitgestellten Vordrucken nachzuweisen (Anlagen 3, 4, 5, 6). 

 

 

5.3.5.    Förderung eines Aufgabenträgers, eines kommunalen Zweckverbandes oder 
eines Aufgabenträgerverbundes zur Vorhabenbündelung 

 

Ein Aufgabenträger, der Verband Region Stuttgart nach Maßgabe des § 3 Ab-

satz 1 Nummer 4 und Absatz 3 Nummer 4 in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 3 GVRS, ein kommunaler Zweckver-

band oder ein Aufgabenträgerverbund kann Mittel für ein oder mehrere Ver-

kehrsunternehmen gebündelt beantragen, insbesondere, aber nicht notwendi-

gerweise, wenn deren Vorhaben unterhalb der Bagatellgrenze liegen. Bei kom-

munalen Zweckverbänden ist Voraussetzung, dass sich diese ausschließlich 
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aus öffentlich-rechtlichen Mitgliedern i. S. d § 2 Abs. 2 S. 1 GKZ BW oder staat-

lichen Ebenen zusammensetzen. Bei Aufgabenträgerverbünden ist Vorausset-

zung, dass sich diese ausschließlich aus Gesellschaftern der öffentlichen Hand 

(Kommunen mit Aufgabenträgerfunktion Landkreise, Länder) zusammenset-

zen.  

 

Bei der Förderung zur Vorhabenbündelung müssen die Fördermittel vom an-

tragstellenden Aufgabenträger, vom kommunalen Zweckverband oder vom 

Aufgabenträgerverbund an die Verkehrsunternehmen weitergegeben werden. 

Dem Aufgabenträger, dem kommunalen Zweckverband oder dem Aufgaben-

trägerverbund darf kein wirtschaftlicher Vorteil entstehen oder verbleiben. 

 

Der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband oder der Aufgabenträger-

verbund verpflichtet sich, die Förder- und Nebenbedingungen gegenüber dem 

Zuwendungsgeber einzuhalten und deren Einhaltung auch hinsichtlich der die 

Fördermittel erhaltenden Verkehrsunternehmen sicherzustellen. 

 

Es muss sichergestellt sein, dass bei einer Weitergabe der Fördermittel die bei-

hilferechtlichen Anforderungen von jedem einzelnen Verkehrsunternehmen er-

füllt werden. Die Weiterleitung von Fördermitteln ist im Falle der Förderung von 

Aufgabenträgern und kommunalen Zweckverbänden nur zulässig, sofern diese 

mittelbare Förderung in eine der in Ziff. 5.3.1, Ziff. 5.3.2 oder Ziff. 5.3.3. ge-

nannten Kategorien eingeordnet werden kann und deshalb beihilferechtlich zu-

lässig ist. 

Die Weiterleitung von Fördermitteln ist im Falle der Förderung von Aufgaben-

trägerverbünden nur zulässig, sofern sich diese mittelbare Förderung in die Ka-

tegorie unter Ziff. 5.3.1 einordnen lässt und deshalb beihilferechtlich zulässig 

ist.  

 

Der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband oder der Aufgabenträger-

verbund hat die Erfüllung der oben dargelegten Voraussetzungen mit den dafür 

bereitgestellten Vordrucken nachzuweisen (Anlagen 3, 4, 5, 7). 

 

Statt der Fördermittel kann der Aufgabenträger, der kommunale Zweckverband 

oder der Aufgabenträgerverbund auch die mit den Fördermitteln beschafften 

Gegenstände an die Verkehrsunternehmen übereignen. In diesem Fall sind die 
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Vorgaben für die Weitergabe von Fördermitteln entsprechend anzuwenden. 

Die Beschaffenden stellen sicher, dass sie dabei nicht auf andere Weise eine 

unzulässige Beihilfe gewähren. 

Bei der Weitergabe von Zuwendungen sind die Vorgaben der Ziffern 12.4 und 

12.5 der VV zu § 44 LHO zu beachten. 

 

5.3.6. Weitergabe von Zählanlagen an Subunternehmer  

 

Verkehrsunternehmen, die selbst nach den vorstehenden Grundsätzen geför-

dert werden dürfen, können geförderte Fahrzeugausrüstung in die Fahrzeuge 

ihrer Subunternehmer einbauen, sofern sichergestellt ist, dass die Subunter-

nehmer hieraus keinen wirtschaftlichen Vorteil erlangen. Die geförderte Fahr-

zeugausrüstung muss im Eigentum der Verkehrsunternehmen verbleiben und 

nach Beendigung des Auftragsverhältnisses zurückgebaut werden, sofern der 

Subunternehmer anderenfalls aus ihr noch einen wirtschaftlichen Nutzen zie-

hen könnte. 

 

Das Verkehrsunternehmen hat die Erfüllung der oben dargelegten Vorausset-

zungen mit dem dafür bereitgestellten Vordruck nachzuweisen (Anlage 8). 

 

Die vorstehenden Einschränkungen gelten nicht für den Fall, dass die Subun-

ternehmer nach einer der vorstehenden Kategorien selbst förderfähig sind. 

 

5.3.7. Förderung für zentrale Einrichtungen und vorbereitende Arbeiten für diese 

 

Eine Förderung für zentrale Einrichtungen (Ziff. 3.2) und vorbereitende Arbei-

ten für diese (Ziff. 3.3.) wird ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

sowie zur Erfüllung von Aufgaben bewilligt, die das ÖPNV-Gesamtsystem in 

Baden-Württemberg stärken. Zuwendungsempfänger können Aufgabenträger, 

der Verband Region Stuttgart nach Maßgabe des § 3 Absatz 1 Nummer 4 und 

Absatz 3 Nummer 4 in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch-

stabe c und 3 GVRS, Zusammenschlüsse von Aufgabenträgern, kommunale 

Zweckverbände, Aufgabenträgerverbünde oder Mischverbünde sein.  

Bei kommunalen Zweckverbänden ist Voraussetzung, dass sich diese aus-

schließlich aus öffentlich-rechtlichen Mitgliedern i. S. d § 2 Abs. 2 S. 1 GKZ BW 
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oder staatlichen Ebenen zusammensetzen. Bei Aufgabenträgerverbünden ist 

Voraussetzung, dass sich diese ausschließlich aus Gesellschaftern der öffent-

lichen Hand (Kommunen mit Aufgabenträgerfunktion, Landkreise, Länder) zu-

sammensetzen. 

Bei Mischverbünden ist Voraussetzung, dass diese von den kommunalen Auf-

gabenträgern, die sich zur gemeinsamen Beschaffung, Verwendung und Über-

lassung eines AFZS-Hintergrundsystems zusammenschließen, mit dieser öf-

fentlichen Aufgabe betraut wurden und das Vorliegen dieses Betrauungsakts 

durch Eigenerklärung nachweisen (Anlage 10). 

 

Der Zuwendungsempfänger darf aus der geförderten zentralen Einrichtung 

entgeltliche Zusatzleistungen für Dritte nur anbieten, wenn sie ohne Gewinner-

zielungsabsicht angeboten werden und zur Stärkung des ÖPNV-Gesamtsys-

tems in Baden-Württemberg beitragen. 

 

Aufgabenträger, Zusammenschlüsse von Aufgabenträgern und kommunale 

Zweckverbände dürfen das geförderte Vorhaben Dritten nur zur Verfügung 

stellen und entsprechende Zusatzdienstleistungen nur anbieten, wenn diese 

Förderung zu Gunsten der Nutzer in eine der Kategorien unter Ziff. 5.3.1, 5.3.2 

oder 5.3.3 eingeordnet werden kann und daher beihilferechtlich zulässig ist. 

 

Aufgabenträgerverbünde dürfen das geförderte Vorhaben Dritten nur zur Ver-

fügung stellen und entsprechende Zusatzdienstleistungen nur anbieten, wenn 

diese Förderung zu Gunsten der Nutzer unter Ziff. 5.3.1 eingeordnet werden 

kann und daher beihilferechtlich zulässig ist. 

 

Beauftragt der Zuwendungsempfänger einen Dritten mit dem Betrieb des ge-

förderten Vorhabens, muss das an den Dritten hierfür entrichtete Entgelt markt-

angemessen sein. Den Nachweis muss der Antragsteller erbringen. Es muss 

sichergestellt sein, dass der Betreiber über das marktangemessene Entgelt 

hinaus keine eigenen wirtschaftlichen Vorteile aus dem Betrieb des geförderten 

Vorhabens zieht.  

 

An diese Vorgaben ist der Zuwendungsempfänger bis zum Ende des Abschrei-

bungszeitraums gebunden; der Abschreibungszeitraum entspricht dem der 

Zweckbindung. 

 

Der Zuwendungsempfänger hat sich zur Einhaltung dieser Vorgaben gegen-
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über der Bewilligungsstelle zu verpflichten (Anlagen 3, 4, 5, 9, 10). Bei Nicht-

einhaltung dieser Vorgabe oder einer vorzeitigen Veräußerung ist die Beihilfe 

zurückzufordern. Es ist in diesen Fällen sicherzustellen, dass dem Zuwen-

dungsempfänger kein wirtschaftlicher Vorteil verbleibt. 

 

5.4. Kumulierung 
 
Soweit nach deutschem oder europäischem Recht Höchstgrenzen für die Ku-

mulierung von staatlichen Fördermitteln festgelegt sind, sind diese auch für 

Fördermaßnahmen nach dieser Richtlinie anzuwenden. 

 

Eine DAWI-de-minimis-Förderung nach der VO (EU) Nr. 2023/2831 kann nur 

bis zu dem in Art. 3 Abs. 2 VO (EU) Nr. 2023/2831 genannten Höchstbetrag 

von insgesamt 750.000 Euro in drei Jahren mit einer De-minimis-Förderung 

nach anderen De-minimis-Verordnungen kumuliert werden. 

Begünstige mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag nach VO (EG) Nr. 

1370/2007 bzw. einer Vorgängerregelung können nur dann auf die DAWI-mini-

mis-Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 zurückgreifen, wenn der jeweilige öffentli-

che Dienstleistungsauftrag keine Ausgleichsleistungen für die geförderten Ge-

genstände vorsieht (Art. 5 Abs. 2 VO (EU) Nr. 2023/2831). 

 

5.5. Überkompensation 
 
Die Förderung des Begünstigten darf nicht zu dessen Überkompensation und 

im Falle der Förderung eines Auftragsunternehmens auch nicht zur Überkom-

pensation von dessen Auftraggeber führen. Die Förderung darf bei gemeinwirt-

schaftlichen Verkehren entsprechend dem Anhang zur VO (EG) Nr. 1370/2007 

nicht dazu führen, dass der Begünstigte Ausgleichsleistungen erhält, die den 

Betrag überschreiten, der dem finanziellen Nettoeffekt der Summe aller (positi-

ven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Ver-

pflichtungen auf die Kosten und Einnahmen des Betreibers entspricht. 

 

Der Begünstigte ist, soweit die Förderung über öffentliche Dienstleistungsauf-

träge abgesichert werden soll, verpflichtet, gegenüber der Bewilligungsstelle 

nach fünf Jahren für Fahrzeugausstattung und nach acht Jahren für Software 
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von einem Wirtschaftsprüfer/Steuerberater oder einem kommunalen Rech-

nungsprüfungsamt sinngemäß bestätigen zu lassen: 

 

„Die Förderung des Landes Baden-Württemberg nach der Richtlinie Automati-

sche Fahrgastzählsysteme vom [Datum] hat auch unter Berücksichtigung et-

waiger vom Begünstigten im Übrigen erhaltenen staatlichen Leistungen nicht 

zu einer Überkompensation geführt (bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren 

nach den Maßstäben des Anhangs zur Verordnung (EG) Nr. 1370/2007).“  

 

Auch der jeweilige Aufgabenträger kann die Bestätigung erteilen. 

 

Bei Verletzung dieser Nebenbestimmungen sind die überschüssigen Leistun-

gen dem Land Baden-Württemberg zurückzuerstatten. 

 

 
 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 

- Zweckbindungsfrist: 

Es gilt eine Zweckbindungsfrist von fünf Jahren für Fahrzeugausstattung und 

von acht Jahren für Software. In begründeten Einzelfällen kann mit Zustimmung 

des Ministeriums für Verkehr eine kürzere Zweckbindungsfrist gelten, etwa bei 

kürzerer Restlaufzeit des Verkehrsvertrages oder Lebensdauer des Fahrzeugs. 

Im Übrigen gilt die VwV-LGVFG.  

 

- Auszahlungsverfahren: 

Das Auszahlungsverfahren richtet sich nach VwV-LGVFG  

 

- Nachweis der zweckentsprechenden Mittelverwendung: 

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten (ANBest-P) 

bzw. 1 Jahr (ANBest-K) nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens 

jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Mo-

nats (ANBest-P) bzw. 1 Jahr (ANBest-K) nach Ablauf des Bewilligungszeit-

raums der im Zuwendungsbescheid angegebenen Stelle nachzuweisen. 

Im Übrigen wird auf Ziff. 6 der ANBest-P und Ziff. 7 der ANBest-K verwiesen. 
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- Erfolgskontrolle: 

Die im Rahmen des Förderverfahrens durchzuführende Erfolgskontrolle richtet 

sich nach der VwV-LGVFG und dem Vollzugsleitfaden zur VwV-LGVFG. 

Die erfolgreiche Umsetzung der Maßnahmenziele ist durch regelmäßige Liefe-

rung der erforderlichen Daten in der dem Anforderungskatalog Automatische 

Fahrgastzählung (Anlage 1) entsprechenden Qualität nachzuweisen. Dies gilt 

unabhängig von der Systemabnahme und der obligatorischen Zertifizierung 

des Gesamtsystems entsprechend dem Anforderungskatalog Automatische 

Fahrgastzählung. 

 

- Widerrufsvorbehalt:  

Bei Nichteinhaltung der in dieser Förderrichtlinie enthaltenen Regelungen, der 

geltenden Vorgaben der Landeshaushaltsordnung sowie der dazugehörigen 

Verwaltungsvorschrift oder in den in § 49 LVwVfG genannten Fällen behält sich 

die Bewilligungsstelle in Gänze oder anteilig eine Rückforderung der gewährten 

Zuwendung vor. Die Bewilligungsstelle kann den Zuwendungsbescheid insbe-

sondere ganz oder teilweise widerrufen und bereits gewährte Zuwendungen zu-

rückfordern, wenn der Zuwendungsempfänger die Mittel nicht entsprechend 

dem Zuwendungszweck verwendet bzw. wenn das Projekt vor dem im Antrag 

beschriebenen und im Bewilligungsbescheid festgesetzten Zeitraum (Zweckbin-

dungsfrist) beendet wird. Für die Aufhebung von Zuwendungsbescheiden, der 

Rückerstattung der Zuwendungen sowie für die Verzinsung sind neben den 

haushaltsrechtlichen Bestimmungen die Vorschriften des Landesverwaltungs-

verfahrensgesetzes (LVwVfG), insbesondere die §§ 48, 49 und 49a LVwVfG an-

zuwenden. 

- Subventionserhebliche Tatsachen: 

Unrichtige oder unvollständige Angaben zu subventionserheblichen Tatsachen 

können nach § 264 Strafgesetzbuch (StGB) (Subventionsbetrug) strafbar sein, 

sofern die Angaben für das antragstellende Unternehmen oder einen anderen 

vorteilhaft sind. Gleiches gilt, wenn die Bewilligungsstelle über subventionser-

hebliche Tatsachen in Unkenntnis gelassen worden ist.   
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Rechtsgrundlagen: § 264 StGB und §§ 2 ff. Subventionsgesetz vom 29. Juli 

1976 (BGBl. I S. 2037) in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über die Vergabe 

von Subventionen nach Landesrecht (LSubvG) vom 1. März 1977 (GBl. S. 42). 

 

- Prüfungsrecht des Rechnungshofs: 

Der Rechnungshof Baden-Württemberg ist berechtigt, bei der Zuwendungs-

empfängerin oder dem Zuwendungsempfänger zu prüfen (§ 91 LHO). 

 

 

 

7. Zuständige Bewilligungsstelle 
 

Bewilligungsstellen sind gem. VwV-LGVFG die Regierungspräsidien. Die örtli-

che Zuständigkeit ergibt sich aus dem Sitz des Betreibers des jeweiligen regio-

nalen Hintergrundsystems. Diese örtliche Zuständigkeit gilt für alle Antragstel-

lenden, die Daten über das jeweilige regionale Hintergrundsystem an das Mi-

nisterium für Verkehr übermitteln, auch wenn für diese dem Grunde nach ein 

anderes Regierungspräsidium örtlich zuständig wäre. 

 

8. Antragsverfahren 
 

Ein Antrag auf Förderung ist beim örtlich zuständigen Regierungspräsidium (vgl. 

Ziffer 7) einzureichen. Das Antragsverfahren richtet sich nach VwV-LGVFG. 

 

Dem Antrag auf Gewährung einer Zuwendung sind folgende Unterlagen beizu-

fügen: 

- Darstellung der konkreten Ziele der Maßnahme und der dafür gewählten 

Bewertungskriterien, 

- Darstellung der geplanten Maßnahmen in einem umfassenden Gesamtkon-

zept inkl. Zeitplan. 

- Darlegung der geplanten Einzelmaßnahmen in detaillierter Form anhand 

des Anforderungskatalogs Automatische Fahrgastzählung unter besonde-

rer Berücksichtigung von 

• Beschreibung des technischen Systems von der Datenerhebung bis 
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zur Weitergabe, 

• Nachweis des gem. Anforderungskatalog Automatische Fahrgast-

zählung erforderlichen Mengengerüstes zur Ausstattung der Fahr-

zeuge auf Basis der Anwendungshilfe zur Ermittlung des förderfähi-

gen Ausstattungsgrades (Anlage 2), 

• Qualitätsmanagement, 

• Einhaltung der statistischen Vorgaben 

- Erforderliche Genehmigungen sowie gegebenenfalls die Zustimmung der 

kommunalpolitischen Gremien müssen vorliegen. 

- Die unter Ziffer 5.3. aufgelistete und jeweils zutreffende Erklärung zur bei-

hilferechtlichen Einordnung der Förderung sowie die für diese Einordnung 

jeweils erforderlichen Erklärungen und Nachweise.  

- Angabe, dass die Fahrzeuge, für die eine Förderung für Zählanlagen bean-

tragt wird, mindestens 60 % ihrer Fahrplankilometer in Baden-Württemberg 

eingesetzt werden. 

 
 

Im Übrigen gelten die Grundsätze zum Verfahren im ÖPNV nach der VwV- 

LGVFG, soweit in dieser Richtlinie nichts Anderes geregelt ist. 

 

9. Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Bei Fortbeste-

hen der beihilferechtlichen Rechtsgrundlagen ist die Laufzeit der Richtlinie, vor-

behaltlich einer vorherigen Außerkraftsetzung oder Änderung, bis zum Zeit-

punkt des Auslaufens der De-minimis-Verordnungen zuzüglich einer Anpas-

sungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum Ablauf des 30.06.2031 be-

fristet  

 

Anlage 1: Anforderungskatalog Automatische Fahrgastzählsysteme  

 

Anlage 2: Anwendungshilfe zur Ermittlung des förderfähigen Ausstattungsgrades mit 

Zähltechnik im Rahmen der LGVFG-Förderung des Landes Baden-Württemberg 

 

Anlage 3: Erklärung ÖDA 

 

Anlage 4: Erklärung De-Minimis 

 

Anlage 5: Erklärung DAWI-De-Minimis 

 



Anlage 7 j 
 

 

Anlage 6: Erklärung eines Aufgabenträgers, eines kommunalen Zweckverbandes oder 

eines Aufgabenträgerverbundes (Ziffer 5.3.4) 

 

Anlage 7: Erklärung eines Aufgabenträgers, eines kommunalen Zweckverbandes oder 

eines Aufgabenträgerverbundes zur Vorhabenbündelung (Ziffer 5.3.5) 

 

Anlage 8: Erklärung des Antragstellers zur Weitergabe von Zählanlagen an Subunter-

nehmer (Ziff. 5.3.6) 

 

Anlage 9: Erklärung des Antragstellers zur Förderung für zentrale Einrichtungen und 

vorbereitende Arbeiten für diese (Ziff. 5.3.7) 

 

Anlage 10: Gemeinsame Erklärung der Aufgabenträger zu Betrauungsakt bei Hinter-

grundsystemförderung von Mischverbünden (Ziff. 5.3.7) 

 


